
00000

,@@@@@

00000

@@@DerKreistag

Landkreis
Gießen

HESSENS MITTE o WISSEN
WIRTSCHAFT & KULTUR

Az.: 91 0ö0-242 Gießen, den 30. Juni 201 5

Kreisgremien und
Öffentlich keitsarbeit
Anette Herzberger
Gebäude F, Raum F208
Riversplatz 1-9
35394 Gießen
Telefon 0641/9390-1829
anette.herzberger@lkgi.de
www.lkgi.de

NIEDERSCHRIFT

über die 23. Sitzung des Kreistagsausschuss für Soziales, Jugend, Frauen,

Integration, Gesundheit und Ehrenamt des Landkreises Gießen

am 24. Juni2015
Konferenzraum 1, Zimmer Nr. F212, Riversplatz 1-9, 35394 Gießen

Zu dieser Sitzung wurde mit Einladungsschreiben vom 15.Juni 2015 eingeladen.

Es sind anwesend:

Ausschussmitglieder
Isabel de Jesus Domicke
Nadja Kolanus
Elisabeth Langwasser
Maren Müller-Erichsen
Dr. Gerhard Noeske
Irfan Ortac i. V. Peter Pilger
Birgit Otto
Anne Sussmann
Ellen Volk
Gerda WeigeI-Greilich
Norbert Weigelt
Claudia Zecher

Kreistagsabgeord nete
Kreistagsabgeordnete
stv. Ausschussvorsitzende
stv. Ausschussvorsitzende
Kreistagsabgeord neter
Kreistagsabgeord neter
Kreistagsabgeordnete
Kreistagsabgeordnete
Kreistagsabgeordnete
Kreistagsabg eord nete
Kreistagsabgeord neter
Ausschussvorsitzende '

beratende Ausschussmitglieder
Christiane Plonka i.V. Reinhard Hamel
Paul Otto Rommel

• Maria Alves
Sylke Schäfer
Tim van Slobbe

Kreistagsabgeordneter
Kreistagsabgeord neter
Kreisausländerbeiratsmitglied
Kreistagsabgeordnete
Vorsitzender des .
Kreisausländerbeirats

Ältesten rat
Karl-Heinz Funck
Matthias Knoche
Günther Semmler

Kreistagsvorsitzender
Fraktionsvorsitzender
Fraktionsvorsitzender
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Kreisausschuss
Anita Schneider

Dirk Oßwald

Landrätin

Dr. Klaus Becker
Silva Lübbers
Gottfried Schneider

Hauptamtlicher' Kreisbeigeordneter

Kreisbeigeordneter
Kreisbeigeordnete

. Kreisbeigeordneter

Verwaltung
Rainer Brück Schriftführer

Entschuldiqt:
Irfan Ortac Kreistagsabgeord neter

I 1.        Eröffnung und Begrüßung                                          I

Ausschussvorsitzende Claudia Zecher eröffnet die Sitzung des
Kreistagsausschusses für Soziales, Jugendl Frauen, Integration,
Gesundheit und Ehrenamt um 16.34 Uhr. Sie stellt die form- und
fristgerechte Einladung sowie die Beschlussfähigkeit fest.

Ausschussvorsitzende Claudia Zecher teilt mit, dass der komplette
Tagesordnungspunkt 3 abgesetzt wird, da das Gutachten des IWU
(Institut Wohnen und Umwelt Darmstadt) noch nicht schriftlich vorliegt.
Dieser Punkt wird für die Tagesordnung des Kreistagsausschusses für
Soziales, Jugend, Frauen, Integration, Gesundheit und Ehrenamt am 23.
September 2015 vorgesehen.

Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen im Landkreis Gießen

Allgemeiner Sachstandsbericht der Verwaltung

i .

I

Danach betreut der Landkreis Gießen derzeit ca. 1.500 Flüchtlinge. Eine
Entspannung erhofft man sich hier davon, dass in Zukunft Asylbewerber
aus dem Balkan und Ex-Jugoslawien nicht mehr zugewiesen werden
sollen.

Derzeit verfügt der Landkreis über ca. 20 Gemeinschaftsunterkünfte,
weitere werden dringend gesucht. Hier wird künftig ein Immobilien-
manager eingestellt werden.

Das Team ,Asyl" wurde zwischenzeitlich personell aufgestockt, sowohl
was den Sozial- als auch den Verwaltungsdienst betrifft.

Hauptamtlicher Kreisbeigeordneter Dirk Oßwald berichtet zunächst über
die aktuelle Entwicklung:
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12.2. Jahresbericht Diakonisches Werk zur Begleitung vön Ehrenamt

Zu diesem Tagesordnungspunkt haben wir den Leiter des Diakonischen
Werkes, Herrn Claes eingeladen.

Zusätzlich war der Bericht der Einladung zu der Sitzung als Anlage
beigefügt.

Herr Claes gibt dann noch einige Erläuterungen zu dem Bericht. Die
Überschrift über den Jahresbericht sei bewusst etwas provokant
ausgefallen.

Es sei demnach im Bericht nichts geschönt worden, die Problemfelder
werden aufgegriffen. Das gilt auch für Ehrenamtliche, die das Ehrenamt
etwas zu persönlich auslegen.

Wichtigster Punkt im Ehrenamt sei die Sprachvermittlung. Herr Claes
wünscht sich eine weitere Unterstützung der Verwaltungsarbeit, dies sei
bei der Masse der Fälle nicht zu schaffen..

Der Kreistagsausschuss hat den Bericht entgegengenommen
und zollt der Arbeit des Diakonischen Werkes seine Anerkennung.

2.3, Richtlinie zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen im
Landkreis Gießen;
hier: Vorlac]e des Kreisausschusses vom 29. Mai 2015 (Vorlaße. Nr. 1182/2015)

Der Kreistag hatte den Kreisausschuss beauftragt, die Rahmenrichtlinien
fürdieUnterbringungund Betreuung Flüchtlingen imLandkreisGießen
zu regeln.

Laut Hauptamtlichem Kreisbeigeordneten Dirk Oßwald sind die
Richtlinien eine solide Basis mit verlässlichen Mindestkriterien für alle,
die damit zu tun haben..

Die Richtlinien sind mit allen Beteiligten (Parität, Runder Tisch,
Ausländerbei rat,Team Asyl) abgestimmt.

Es beginnt eine intensive Diskussion über das Papier.

Kreistagsabgeordneter Dr. Gerhard Noeske nennt die Flüchtlings-
problematik ein Thema über alle Parteigrenzen hinaus.

Der Kreisausländerbeirat stellt dann folgende Änderungsanträge:

1. Auf Seite 4 des Richtlinienentwurfes soll im 2 Absatz der
Betreuungsschlüssel eines Sozialarbeiters in Vollzeit bei 90
Personen (statt 100 ) liegen)

2. In der Anlage" Flüchtlingsbetreuung" im Landkreis Gießen -
Definition der ,Runden Tische-" soll bei Nr. 3 und 4 der
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3.

Kreisausländerbeitrat beteiligt werden.-
Auf Seite 2 des Richtlinienentwurfes soll im 6. Absatzeine
Sozialpädagogische Bereuung von Frauen für Frauen
sichergestellt sein.

4. Auf Seite 5 des Richtlinienentwurfes soll im 6. Absatz unter
ùSachbearbeitung" der Fallschlüssel von 128.:1 auf ÿ110:1.
festgesetzt werden.

Die Kreistagsabqeordnete Gerda WeigeI-Greilich beantragt:

5. Auf Seite 3 des Richtlinienentwurfes wird bei ,Notunterbringung"
die bisherige Ziffer 4), Bürgerhäuser von Kommunen" ohne
Nummerierung mit gleicher Priorität hinter ,3) kreiseigene
Schulsporthallen vorgesehen und die bisherige Ziffer ,5)
ùZeltunterbringung" wird zu Ziffer ,4,).

Außerdem soll auf Seite 2 des Richtlinienentwurfes das erste Wort
,Präsentpflicht" überprüft und ggf. ersetzt werden durch
ù Präsenzpflicht" oder ,Residenzpflicht"

Auf Seite 2 des Richtlinienentwurfes soll im 6. Absatz der letzte
Satz folgenden Wortlaut erhalten:, Im Besonderen soll
perspektivisch eine Gemeinschaftsunterkunft für alleinstehende
und alleinerziehende Frauen zu ihrer Unterstützung und ihrem
Schutz angeboten werden".

Auf Seite 8 des Richtlinienentwurfes soll im Absatz 8 hinter dem
Wort ,Burg Nordeck" die Worte (Pro Liberi Mittelhessen gGmbH)"
ergänzt werden.

In § 4 Abs. 3 des Mustervertrages soll sichergestellt werden, dass
auch die Gehwege gereinigt werden".

Insoweit sind diese redaktionellen Änderungen jetzt komplett
übernommen worden.

Zu dem Abstimmungsverhalten im Einzelnen:

-Zu Änderungsantrag Nr. 1
-zu Änderungsantrag Nr. 2
-zu Änderungsantrag Nr. 3
-zu Änderungsantrag Nr.: 4

Ablehnung (einstimmig)
Zustimmung (einstimmig)
Zustimmung (einstimmig)
Ablehnung (einstimmig bei 1
Stim me nt halt ung)

-zu Änderungs'antrag Nr. 5   Zustimmung (einstimmig)

Der Kreistagsausschuss für Soziales, Jugend, Frauen, Integration,
Gesundheit und Ehrenamt gibt folgende Beschlussempfehlung über
die geänderte Vorlage ab:

Zustimmung (einstimmig)
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3.        Berücksichtigung von energetischer Sanierung bei den Kosten der       I
Unterkunft (KdU) I

I 3.1.      Bericht über die IWU-Studie                                       I

3.2.      Berücksichtigung von energetischer Sanierung bei den Kosten der
Unterkunft (KdU);
hier: Antrag des Kreistagsabgeordneten Reinhard Hamel vom 24. Januar 2014

(Vorlac]e. Nr. 0832/2014)

abgesetzt

4. Einfrieren der laufenden Kampagne des Jobcenters Gießen zur "Senkung
der Kosten der Unterkunft" - laufende Zwangsumzüge stoppen;
hier. Antrag des Kreistagsabgeordneten Dennis Stephan vorn 23. April 201 5

(Vorlage. Nr. 1163/201 5)

Der antragstellende Kreistagsabgeordnete Dennis Stephan ist bei der
Sitzung nicht anwesend.

Dafür ergreift Hauptamtlicher Kreisbeigeordneter Dirk Oßwald das Wort.

Er spricht davon, dass es sich bei dem in Frage kommenden Urteil des
Sozialgerichtes Gießen um einen Einzelfall handele. Zwischenzeitlich
seien zusammen mit dem beauftragten Unternehmen sowie dem Job-
Center 30.000 Wohnungen aus der Berechnung heraus genommen
worden, dadurch sei das Mietniveau insgesamt gesunken.

Das Landessozialgericht hat die Neuberechnung so akzeptiert, so dass
der Landkreis wieder über ein schlüssiges Konzept verfüge.

Die dem Protokoll beigefügte Auswertung des Job-Centers soll dies
unterstützen.

Kreistagsabgeordneter Reinhard Hamel bleibt bei seiner Haltung.

Kreistagsvorsitzender Karl-Heinz Funck weist darauf hin, dass der
unbestimmte Rechtsbegriff ,angemessen" letztendlich durch Bundestag
und Bundesrat verursacht worden sei. Es erfolgt trotz Abwesenheit des
Antragsstellers die Abstimmung:

Der Kreistagsausschuss für Soziales, Jugend, Frauen, Integration,
Gesundheit und Ehrenamt gibt folgende Beschlussempfehlung ab:

Ablehnung ( einstimmig abgelehnt)
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S. Jobcenter: Sanktionen aussetzen[;
hier: Antrag derGruppe Linkes Bündnis/Die Linke vom 8. Juni 201 5

(Vorlage. Nr. 11 86/201 5) I
Der Antrag geht auf eine aktuelle Rechtsprechung zurücl«
Kreistagsabgeordneter Reinhard Hamel erläutert den Antrag.

Es sei verfassungswidrig, wenn das Job-Center Leistungen derartig kürzt,
bis sie unter das Existenzminimum fielen. Bis zu einer endgültigen
Entscheidung des obersten Gerichtes seien diese Sanktionen zu
unterlassen.

Kreistagsabgeordneter Peter Pilger entgegnet, es werde gar nicht bis
unter dasExistenzminimum gekürzt, in diesen Fällen würden
Lebensmittelgutscheine ausgegeben.

Kreistagsabgeordneter Reinhard Hamel widerspricht dem heftig.

In die Diskussion schaltet sich Frau Landrätin Anita Schneider ein. Die
Grenze sei bei ihr erreicht, wenn bei einem Kinderhaushalt der
Kühlschrank leer bleibe.
Sie macht den Vorschlag, den Antrag in der nächsten Sitzung der
Trägerversammlung desJob-Centers im Juli beraten zu lassen. Der
Ausschuss werde dann entsprechend informiert.

Kreistagsabgeordneter Reinhard Hamel erklärt sich mit dieser
Vorgehensweise einverstanden.

Der Antrag bleibt im Geschäftsgang.

6. Einführung eines Landkreis-Passes;
hier: Antrag der Gruppe Linkes Bündnis/Die Linke vom 8. Juni 201 5

(Vorlage Nr. 1187/201 5)

Frau Landrätin Anita Schneider betont, dass diese Forderung im
Landkreis nicht neu sei. Es gebe bereits zahlreiche Vergünstigungen für
Flüchtlinge. So erlasse bereits jetzt die Kreisvolkshochschule in diesen
Fällen 45 v. H. der Gebühren. Auch der Nahverkehr werde hier kräftig
subventioniert. So flossen allein im Jahr 2014 460.000 € an die
Stadtwerke, zusätzlich trug der Kreis einer weitere Million an
Aufwendungen. Der Landkreis sei schließlich eine Schutzschirmkom-
mune.

Auf Antrag der Kreistagsabgeordneten Lisa Langwasser soll dieses
Zahlenwerk dem Protokoll als Anlage beigefügt werden.
Zusätzlich wird auf den Vermerk der Verwaltung vom 23.06.2015
verwiesen, der diesem Protokoll als Anlage beigefügt ist.

I
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Der Kreistagsausschuss für Soziales, Jugend, Frauen, Integration,
Gesundheit und Ehrenamt gibt folgende Beschlussempfehiung ab:

Ablehnung (einstimmig)

7, Personelle Situation in der Betreuungsbehörde;                       I
hier: Vorlaqe des Kreisausschusses vom 29. Mai 2015 (Vorlage. Nr. 11 81/2015) I
Der Beschussantrag war der Einladung zu dieser Sitzung beigefügt.

Anfragen oder Mitteilungen dazu gibt es nicht. Die Vorsitzende lässt
dann abstimmen"

Der Kreistagsausschuss für Soziales, Jugend, Frauen, Integration,
Gesundheit und Ehrenamt gibt folgende Beschlussempfehlung ab:

Annahme (einstimmig angenommen)

I 8.        Mitteilungen und Anfragen                                         I

Anfragen und Mitteilungen liegen nicht vor.

Ausschussvorsitzender Claudia Zecher schließt die Sitzung des Kreis tagsaus-
schusses für Soziales, Jugend, Frauen, Integration, Gesundheit und Ehrenamt um
1 7.50 Uhr.

rÿÿ
\
\

Claudia Zecher
Ausschussvorsitzende



Gießen

Ergebnisübersicht zur KdU-Datenbank
Übersicht über das vergangene Quartal

Auswertungsbeginn

Auswertungsende

Angemessenheitsprüfungen insgesamt

Wohnung wurde anschließend nicht angemietet

629

t73

Wohnung wurde neu angemietet / bereits laufende Leistungsfälle

die Miethöhe ist angemessen  ........

die Angemessenheit ist geringfügig überschritten; ein Umzug ist jedoch unwirtschaftl!ch
_ es wurde ein Kostensenkungsverfahren eingeleitet .         _     .

456

315
110
31

Mietabsenkungen
eingeleitet Kostensenkungsverfahren im Zeitraum vom 01.07.2014 - 30109.2014
tats. durchgeführte Mietabsenkungen im Zeitraum vom 01.01.2015 - 3i .03.20"15

65
62

Hinweis zu den Ergebnÿsen der KdU-Datenbank:
Die hier dargestellten Ergebnisse generieren sich aus einer Berechnungshilfe zur Ermittlung des
individuellen KdU-Anspruches. Eintragungen werden hierin manuell vorgenommen - mögliche
DoppeleJngaben, Tippfehler etc. führen zu einer gewissen Unschärfe.
Die Differenz zwischen eingeieiteten und durchgeführten Kostenabsenkungen hat als Ursache Wegzügel
Änderungen in der Zusammensetzung der BG, Falleinstellungen, nicht verfügbarer Wohnraum oder
Anerkennung von sozialen Gründen. Diese sind im Einzelnen nicht quantifizierbar und können deshalb
nicht dargestellt werden.



-Liebich, Udo

Von;
Gesendet:
An:
Cc:

Betreff:

WeigeI-Greilich, Gerda <Gerda.WeigeI-Greilich@giessen.de>
Dienstag, 23. Juni 2015 11:49
Liebich, Udo
Bechthold, Stefan; Bergen-Krause, Annette; Dr. Becker, Klaus; Schmahl,
Dr. Christiane; Haas, Dirk; Henkel, Anette; Jung, Eva-Maria; Körner,
Matthias ; Lübbers, Silva ; Matthias Knoche (p); Meermann, Oliver;
Nachtigall, Horst; Osswald, Dirk; Pilger, Peter; Schneider, Anita; Semmler
Günther ; WeigeI-Greilich, Gerda; Wenig, Ewa; Winter, Katharina; Wright,
Alexander
ÖPNV Kosten Gießen Pass

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

die Stadt Gießen hat im Haushaltsjahr2014 460.000€anAusgleichszahlungenfürdie
Ermäßigung Fahrkarten Gießen-Pass an die SWG gezahlt.

Mit freundlichen Grüßen

]erda WeigeI-Greilich
Bürgermeisterin

Von unterwegs gesendet

Am 23.06.201 5 um 11:21 schrieb Liebich, Udo
<Udo.Liebich@lkgi.de<mailto:Udo.Liebich@lkgi.de>>:

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Protokoll der gestrigen Koalitionsrunde erhalten Sie anhängend.

Dem Protokoll können Sie unter anderem das vereinbarte Abstimmungsverhalten der Koalition im
Rahmen der anstehenden Kreistagssitzungsrunde entnehmen.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

ddo Liebich

Landkreis Gießen
Der Kreisausschuss
Büroleitung Dezernat I
Gebäude F - Raum F113a
Riversplatz 1 - 9
35394 Gießen

Tel.: (0641)9390-1 730
Fax.: (0641)9390-1 600
Mobil: 01 76 19390830

E-Mail: udo.liebich@lkgi.de<mailto:udo.liebich@lkgi.de>
Internet: www.landkreis-giessen.de<http://www.landkreis-giessen.de/>

<Protokoll KOA 22061 5.pdf>



Landkreis Gießen
Der Kreisausschuss

ùDezernat m
- Büroleitung -

Name:
Telefon:
Fax:
E-Mail:

Gebäude:

Gießen, 23.06.201 5

Udo Liebich
0641 -93 90 1730
06 41 -93 90 1600
udo.liebich@lkgi.de
Raum:   F113a

Vermerk

Einführung eines Landkreis Passes
TOP 6 SJFIGE und TOP 14 KT

Der Landkreis Gießen bietet folgende Ermäßigungen für bedürftige Menschen an:

1 ,

Landesmittel werden für die ,Beihilfe zur Kindererholung" eingesetzt, um Kindern
aus bedürftigen Familien die Teilnahme zu ermöglichen. Praktisch angewendet wird
dies sowohl bei eigenen Maßnahmen (Freizeiten), als auch bei Freizeiten,
Maßnahmen der Kinder- u. Jugendarbeit, Ferienspielen, etc. die von ,externen"
Anbietern, Vereinen, etc. durchgeführt werden. Eine Fördervoraussetzung seitens
des Landes hierfür ist, dass es sich um eine Veranstaltung von mindestens 10 Tagen
handeln muss.
Förderzusagen erfolgen bis zu einer Höhe von 2/3 des Gesamtbetrages.

2,

[5:

Leistungsbezieher nach SGB II und SGB XII erhalten bei den
Kreisvolkshochschulgebühren eine Ermäßigung um 75 % der Kurskerngebühren.
Voraussetzung: Mindestens 5 Unterrichtsstunden.

NacbrichtUicb:

1.

Für Leistungsbezieher nach SGB II und SGB XII gibt es die Möglichkeit, bei der Tafel
(Diakonie) Lebensmittel zu erhalten.

2.

Weitere Angebote sind das Bildungs- und Teilhabepaket sowie die Sozialarbeit an
Schulen.
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Ob,d.geli wäre ein Umzug uÿ"ÿwidschafi!iCh. £in÷ solche Pÿ-üfuÿÿ{;ÿ Rabe deÿ- £ÿei<iagte nioist

durohge.fShrt. D}e du}*oh de,ÿ:ÿ Bek{agten vorgelegÿ:e Liste m,{t flÿeiep. V, iohÿÿungen sei ,}}ict,,tÿ

austeichend. AIte Wohqurÿgef!, die bis zum 27. September 20i3 [nse.deÿt woÿd<en seier.ÿ

September 20t3 stamme. Aiie Wohnungerÿ, die nach dem Bescheid vom 3. Jarÿuÿÿr 2054

inseriert worden seien, kämeÿÿ ebeÿda!!s nicht iÿÿ Betracht/Von 19 Vÿi«»hnÿsnsÿen '«,4ese4i 15

VVotÿnuqgen efna Net:ÿ:oks!tmi®te zwische.ÿ'ÿ 250 .ÿ und 300 :# auf. £s sei kaum vo;.'steiibar;

dass for die V\fohmÿ.nge.ÿÿ Betdebskosteiÿ in so gedngeÿ Höhe enÿstQ,,iden, dass deÿ': Betrag

votÿ 304,3T ÿ..,licht ÿJbersctwitt÷n w.e..ÿ'de.                                "°"°'uÿ:,ÿ den      ÿ.oo,e...nÿÿ -'=, 'ÿÿ="ÿt«».Lÿ,»«ÿ,,ÿ..ÿÿ !:ÿr   ,'Ic,ù ÿÿ'v,«o.,ÿ'  .......... .ÿi ÿÿÿeÿ in

dei Buddest}"sÿÿÿe handele es si9h ve!TmM}cÿ°l ÿ"wÿ um eine. Wohÿÿung. Auch hier seien die

Betriebs.-- und He]zkosten nicist ÿeksnnt. !m 0briden sei das !,<oÿ,ÿÿept zÿJ b}mÿ@t!unÿ:} der

.sn9emessenen H.eiÿ:gre,'ÿÿzen nicht sHqiQss}o

Der 14iäÿer bessntÿagL

den Sekla!ÿterÿ ur}teÿ Änderuÿÿg des Bescheids vom 3. ,ÿsnÿ.ÿaÿ': 2014 },ÿÿ

«..a  .....  -   -. ÿ ÿ  ..........  h«  ....  ÿ:s,»:«ÿ      29. ÿ  ....  .20!4.    vertÿ,!d:,÷ilelÿ,

l<unft und ÿ-ÿ ÿ"ÿ «        ÿa,.ÿÿ;ÿ_,hhù,             .Kosten    geo

währen,

.De!ÿ Beklagte bea}'ÿtrsgL

au.m o,ÿ. Aÿÿ«il ?n43 bis z.-;ÿ Apdi x01,ÿÿ, zeÿ{ie, ÿÿ  ......  VVoÿÿnraum ÿu diesÿÿrÿ :;ÿ  '



,

ù-

Aber auch deÿ" ÿ-ÿÿÿ4.ÿsÿ.,ÿ,,h«: i:üÿ Unta.rkt.mft ÿÿÿ-ÿ,;, <«,«»ÿ' s--.-.m  .... «..,ÿ,e,'ÿ.ÿ,. Dabeiÿ.ÿ,ÿrtÿ  ....  das      ÿ3eÿ!cnÿ  .....  «ÿÿ,r..en, ÿasÿ
_ j"

ser.ÿo  , ,'ÿ",ÿÿ, das         oÿ«.,'.,jqÿ,e.pÿ' ' 4. @:,s kammuÿÿaien 1?ägers zt,,r ÿa<ùsÿlmmungC.'ÿ" -,ÿ- der aÿ;ge«,ÿ:»«»,-=ÿ. ÿ.sn»  ...........  "':ÿ,-ÿ.ÿ Kos--

;e,r for !Mtÿ:¢k..',w,ÿ} scnÿÜ',ÿ-<#a ist.»v ° , ,qÿ,ÿ     /:ÿ,ulbÿssuÿÿg, "  .......  ÿ.ÿ.........  • ÿ.ÿ. ,ÿ,, » .   ». ÿ«ÿ, .?  .....  «-«.
.

Weil Ztÿ{t" ÿ.«ÿ,ÿ.;<,_,ÿ.ÿÿ      A ¢ÿÿ ÿÿÿ,,»ÿ,_.,3[]ÿ,fÿÿÿÿ,ÿy',-6,_ »ÿ ÿ" ÿ  ....  "    "  ÿ   " "  '  :    "

,<,ÿ  .....  ÿ.ÿÿ«ÿ,ÿÿ,, ÿ»ÿ, .=,    ,ÿÿÿ..ÿe,ÿ vom    ,ÿo'w»,nÿe, xo tÿ  .....  S:25 AS,8597:ÿÿd-    .. ,- :-

£R -ÿ Juris-Rn,39,] ' . h.@  .....»:aÿÿ,"«-'  ',',3erÿchtÿ  .... nÿchÿ mehr ÿest..Der .komm,jna[e Träge[ :ha('}iÿzw[. " :-'i:: .
' }  1'         -  .    " "       "                                   .         .                      {   1.«.   .   :

Ii.ate,ÿ ÿÿus ù,ÿm  .......  =s-:,. ÿklagte.,  " " i ÿ. i "SWien ÿ[nÿ. Bei'etl4nÿng ohis÷E,nbezÿe, ÿ''  -ÿ" »'ÿÿ ÿng.,ÿ', -%.ÿ=r 7:ÿ  ......  , «':ÿ-.ÿ:, : Besfaÿd dÿÿ" t.ÿÿ ,: " ÿ:,:- :

ùoh,ÿ,ÿAhgÿm,,ÿ»,ÿe,ÿhettsgre,ÿze e.geoÿ,ÿ hat.  ' *  .......  • -.vorge,eg'ÿ, aus der.sich keine ÿ''' ,ÿ«ÿ ÿ  .....  e  .....  ,'-  "ÿ, ,- ÿ. ' ÿÿ
ù

.A!i®tdingsist der. Bek[ÿgt,ÿ nichI: i}ÿ -4er Lage 0.:mÿ÷sen ist nachzuweisen, dass ÿfaCb die..  .....
'   ,.,ÿ,_...,ÿ .o. ÿ ÿÿÿ w<=,ÿ-ÿ.ÿÿr,.ÿ,ÿ,ÿ .a:saohÿÿoh irl ,ausre[ctÿendeÿ" a.ÿÿÿ.o.M auf dem

Dfÿ ÿ,,;ÿ, ÿÿ-ÿ,ÿ, .  ÿÿ ,;ztÿÿ             ,     ÿ     . ù:)  ....  ergibt sich alis deÿ" vorÿ dem i-3e[dagteÿ_ÿ ,««-,<.-.,,;,«.h.ts.,ÿo,:ùÿ>.ÿsr«.t  .......  Verfi'ÿgun9 stÿ-':-hen ÿÿÿ«               -               "

A, ,<,«n ,o..».mÿ ÿÿ:,;ÿ.je: t.:.e, ÿ-o,eÿ  .....       R«hP,«-4,ùÿ,ÿ.ÿÿ..,, e;rigehatten

weÿÿ.ÿeri ÿx:ei u:e, ÿ meÿsteh Angebotenÿ,«_ù...«,ÿ»"M:<ÿrÿ,ÿ sch]on d,ÿ Höhe der !'ÿÿettoKsÿmÿieÿe..   , ip, de:"

Taba!ÿe ais ,iÿiÿ.(M" bezM@,rtet, die £h@:ÿitÿ.».P:9 ÷in¢r A:ÿgemesseÿ"4:;s:tsg«enz÷ vo.tÿ

:d'.4 37 '= ?:ÿr die  '     "     " "  «4ÿ-=r.S[i,£ÿo:<aRrÿ-:iete      Bei ";ÿ  .....  ÿ": ÿ:"' "":"ÿÿÿ

:ug.ehefi sei©D da,<.,is ÿ:ÿei Zugr',«ÿde}®9ung eines hifisdestwert÷s von, ! (.ÿ pro Qÿ;sÿdratmeter

i"Or die kaiterÿ Betdebskosten, der Grer',:sÿve4 der Bn.£toKe[trfiiete 8be:'schhIteÿ, w,ÿÿÿ.x£«]

wird, Unte.ÿÿ e}ner Nekokaltmiete voÿ 260 ÿÿ :ie9en nur «,:cht de.'.`= t9 9enanP, teÿ?, Wohÿnungen.

Eine davon en:MiR, wei! 8ic erst ab 1I. April 2614 angeboten wurde und dem Kiage«.des=

c!eÿÿ sÿch ' zvvischetÿ eiÿseÿ Gÿÿindm{e!s:  ....v,.,«ÿÿ 2ÿ2,65 ÿ ÿ4nd '»<8 ;-  ....                                                  Dieù, ...                                                                                  ÿ.'., ÿZ!!#e

c,  .........  kalter', .Betriebskosten ù.,,:: m, «,ÿ,ÿÿd, erf0IIt d!e Anÿe:"r:essenheÿÿs-.

oretSze des ÿÿ "'-'*°"-        ?:PC. S     ,.ÿ  .......  l-hi,ÿ-,ÿ, VOrl        tlftd      ftS, ll÷ri



ùÿ-

ten von ÿ o ÿ; eq:ÿibf sich eÿne höhere BruttekaIÿrr@@ aÿs °ÿ«%4 ÿ7 ÿÿ F:Lÿr,ÿ,ÿÿÿÿÿ,,ÿÿ v:»rÿq,ÿ:dhenÿÿe-ÿ

sechs Wohnungen stehÿ fL:ÿr Keine fest, wie hoch die ELruftokaitmiete "i8ÿsStcisiich ist, Es

düFf@. QbenMegend yÿÿahÿ"scheinÿich sein, dass die beiden Woiwsunssangebote .rrÿit ei«ser

diÿrundniiei.e von ]ewe[is 232,65 .ÿ insgesamt nicht zÿ.ÿ eh*ÿer zLÿ heben Brÿ4ÿokaÿ[!-n[eÿe f{iih-

pÿenù Dasseibe g]Jt ft:[r die Wohnung mit einer Gruridrÿÿiete von 240 ,{. Bei der',ÿ t,',ù,eitererÿ

Wobnunger} mit einer Gruÿsdmieie von 250 ÿ odeÿ 258,50 ÿf ist eine L,hsterschreib,4n9 der

Anger«}s, sserÿheitsgr¢«"izen des Bekÿÿÿgten mögIich, es ist aber ÿÿenauso der,!'..:baÿ, dass die

:ÿ.ÿÿÿ.ÿ.ÿ «-ÿÿ ,ÿ  .....  ,  .....  Lÿberscn«eF:unÿ uÿe.ses ÿ;ÿÿÿÿ ag, c»» fiÿhreÿ', werden !t.{iä eineÿ}

S.uciÿzeitrauÿsÿ von eÿnem --'-ÿÿ "ÿ,*,ÿ"ÿ Jahr '  .....  "

seciÿ5 V'¢oh_«ÿÿÿÿ"ÿgssngebote, von denen dÿei sehr wahrschein!i@'; die, Kriÿ:eden des ÿ3ek!ag-.

ten edUÿÿen t,ÿnd dÿÿi diese x'.um[ndest n:ÿög!ichervve]se edO[bn, nicht ausreichend, das

Gedcht davoi'ÿ zu übeÿsieÿ.ÿge:n, dass aÿÿ,sreichend freie Wohn(ÿrÿ.ge_q zu deÿÿ K@ÿeden des

Beklagten zur Verfügung standen, Das Gericht verkennt dab@ nicht, dass die vom korm

ùnuÿaÿerÿ Trager des Be[dagten ausgeweÿeten W:.ÿhn,Jngsangebete nicht den veÿÿs1.ändio

gen Angeb«.¢sm®rkt erlassen köÿwÿeÿÿù Es }s't ailerdings davön auszugehen, dass der

kem!nunaie "Fi'äger mit seimer AusweiSung deÿ 9@:ÿ,gigen kÿternetpod;aie und der veÿb!oeiteÿ

ten Pr[ntmedien eÿnen Grofÿ,teii des frei zugänglichen VVohnungsmar'ktes abbi[deL ÿEs f@ÿÿ,

en im. Wesentlichen nur die: Wohnungsbaugeseiischafien, da diese regelmäÿÿig keine

Arÿzeigen schalten. Der !,'.onkrete. Fafÿ und die gerichtliche Präx[s zeigen .sbe.ÿ-, dass die

WehnungsbaugeseiÿscbafSen ebenfalls ÿsich[ in gi"oSer Anzaht über Wohnungen ÿÿÿeffügerÿ,

die den Kdterien des Beklagten entsprechen,

Der ÿ}e,kÿagte ist zwar nicht verpflichtet, dem !@flsbedürÿigen konkrete Wohnurÿgs»sÿ«ÿ{ÿebo-

te vorzÿ.deger'h es ist aber d,:xr.sh den ÿekbgten nachzuweisen, ob ausreiciÿer:deÿ enges

messene[ tJVohÿwaum im Abser:-,kungszeitratÿm atff dem zugäng!ichen Woÿ"«ÿvngsrÿ-ÿarkt

zur \/ert(.ÿgung standÿ Ob dies eine trage deÿ abstraks_en £ngenÿessenheit/ sJso der

Schtüssigkeit des Konzept% oder deÿ- k.cÿnkreten Aefaemessenh, eit ist, kÿs:.«ÿn dahiÿ'ÿstehe«'ÿ

bleiben. Der 4. Senat des Bur'ÿdessoziaigeiichts meint, dass ÿ/4ÿi!e der obiektiwer L!!ÿÿmög-

iiehkeit der Aÿq, mietung einer e, ngemesse!ÿeh W@.nung ru.ÿr in Ausnahmef.äl]en o.ufireten

könners (BSG vom t 9. Februar 2009 -o. E} 4 AS 30/08 R -. Jÿ.;dsÿRri. 38 = B8G£[ ! 02,263)

«ÿÿd geh¢ damiÿ dÿÿvo_n a,ss, dass die 7rage der ausr(dchepden Anzah! aÿqgeraessener

Wohnungen ÿm Rahmetÿ. des Konzepts beantwod;et wird. Der !4_ Senat fo!gt diesem Ano.

satz nar bedingt und nimrat nur in den 'ÿ:ätten, in derben dÿÿs Konzept auf eLnertl qNe!ifizierÿ

tern, Mietspiegeÿ berc!ht, aÿ% dass angemessene Wohn.ÿ4ngei-ÿ auf dem Wohnungsmarkt

tatsächlich in ausreicbender Anzahÿ vorhanden sand (B8G vom 13. A/pdi 20i "i oÿ !ÿ::ÿ, i4 AS

, «,, ÿ,ÿ  30 = SGh 201? ÿÿ-',t',             r,.uckaÿ,rÿÿuÿ,, bei ÿ""  ...........  die

sich nach der Rechtsprechung des Bundessozäatgeri.shts zÿÿ!assiger Weise nuÿ- aLÿfBeÿ
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[)ieses Ui!,eit kann n[cht mit der Berufung angefochfen werden, ÿ,«ÿ,ÿ    ÿÿ ,ÿ,ÿ..ù,«tÿ sieg ÿÿÿ.eÿÿ.ÿ,cÿ ÿ          ausgesch., ossan

und vom E;ozietgericht ni,ÿ "i ztÿr.iÿPsssen woi*dsÿt-ÿ st

Die hHcMzuiasst»n<.iÿ, der Beruft,tng                 .kam'ÿ,  ........... mit der ÿ«ÿÿ,-h..ÿ,,  ....... ÿÿ;ÿÿ,  «ÿ._.,» angefochten werden. Die !ÿesciÿw®rde

t scKrifiÿÿÿ,c.h, in eÿehtYonischer ÿ ÿ " o,'4er zuÿ. ?ÿiederschHtÿ: der "-ÿ 'ÿ@"ÿ  .......  ÿÿÿ. ÿÿ.,«                                    ÿ- ol m                                  t.ÿl,<ün Jù.ÿ..:.aÿ nÿÿ il .,.¢ÿ OH<!,!ndsbe-

anten der Gesch8ffsstele des

eÿÿL.'-,ae9e,ÿ. Sie muss innerhaib eines Monats nac!} .ÿ..ÿÿÿ.ÿIhmp       iÿÿ"ÿ',-«'ÿ`  .....  ihÿÿefs bei dem
Hans[sche,"} LandessOzialgericht eingehen.

Die elektionische Form wird durch eine qudlifzierÿe signieÿÿ.e Datei gewÿahÿ% die nach den Maßga-
ben der Verer@rang (:ÿbÿÿr den «,iekbon}schen Rechtsverkehr bei hessischen GedcMen und
8taatsanwattschaften vom 26. Oktober 2007 (®VBt I 2007, 699) it"! der jewels ge!tenden ._£assung
(GVBI !i 20-3I) [n den eiekt«en;sciÿen Getichtshdefi«.as'[e.n zu übermitteJn ist, Die hierist erforder£-
che Software kann über das lntemetportal des [{iektro!°ischen Gerichts- und V'e:'waltungsposb
fe:chs ('ÿaÿ/w.egvp.de) unter ,Dowÿtioads" izenzfrM heruni:erge!aden weÿden. Dort können auch
weitere lsformatbnen xt,im Y%ÿÿÿah,ÿen abgeÿufen werden.

Die Beschwerde aal das angeßochteze LIr[el bezeichnen und die zur Begründung die¢.,eaden Tat-
......  .....  ,ÿnÿ.n[ ÿ und 9ewdsmittet angeber.

ùÿÿÿ ÿse  ......  ,¢i=,oe kann ntÿr.da,ÿauf gest!]tzt werden, aass

!,) die Rechtssache gfundsätzlchÿÿ, Bedeutung hat,
2.) das ÿJÿ:ei! ,ton eiÿeÿ ÿntscheidung des La?desseziaiger[chts, des S,_indessozislr:;eÿ:ÿchts, des

Gemeinsamen Senats der obersten Geriohtshöfe ader des BundesvedassungsgeYichts ab-
weicht und auf dieser Abweichung beruht ader

3.} ein der Beurteilung des Serufun9sgedcIÿtS tmtediegeadet.Ve,ffahÿ'ensmangel geitend gema@t
wird und ,erliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

ù                                      ,» ÿ .ÿ, (.R «,»-ÿ ..                 ZIJ,ÿÿ,-....ù,ÿ.ÿ,s [.r..ÿ:ÿnn vorn ÿ:,ez!ÿ!9encht durch ÿ:ÿ"ÿ  ....  i..-_,< die Revision      Bur, de, ssoÿb-iaeri«:ht KUg«-

'ÿ'ÿÿr ÿ"ÿÿ«ÿÿ" werden., wenn der ®ÿgner schr!ftiich t,'«ustir.ÿmnÿ-,ù. Der Antrag aÿit Zÿtassung der R..s',Asion isÿ
r,,¢. h,ÿ.Ik ÿÿ ,«ÿ.-, blonats nach Zustetung des U4efls bei dern

Süz[aÿ@eÿiÿht @ileßeÿÿÿ ©sta[,!afÿa "!9» 35390 Giÿ,ÿÿen

schrifliich ocier in eiektÿonische! Form zu sfelen, Oie Zustimmunct des Gegners ist: dem /s«strag

Lehnt das Sozia[geficht den £ntÿa9 auf Zulassung der Revision duroh Beschiuss .ab, s;o beginn{
mit deÿ Zc'-stelung dieser Eÿ«ÿ[scheidung der Lauf der Frisi für die B÷schv«eÿ'de gegen die Nichtzu-.
lassung der Berufung voÿi rÿetÿem, {so[;erB der Antrag su[ Zulassung. der Revbien ]R deÿ gesetzl-
ci]en Fe[m und Fÿst ged:ÿ.!it und die Zust[mmt.ÿngsetkÿärurÿg des Gegners i»eigefSgt wÿÿÿ

Ruschr,ÿLets fer die[)er Beschwerde- bzw. Antragsschdff und alen 'tetgenden Schriftsätzen sollen 'ÿ    'ÿ
Obrieÿ,ÿ  .,ÿ,:ÿ, BeteliDterÿ b@gefdgi, werden. Dies r_iiIt ,"Acht b«=ÿ. ÿ, der 0bermittiun9 eÿektronischeÿ Dokumen-

Aus«iefed?.¢

gez_ Di". Foÿnanr'ÿ                                            i ',ÿ ÿ"  ....

LeIL Ve[wa!toÿs(ÿs8n (
.,,ÿtÿ. ÿ Orkt. ÿ',dsDean

"ÿ L/.-
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Sozialgericht Gießen
25. Kammer
Die Geschäftsstelle t  "          i

\ ,kÿÿ..Ti

ozlal#rioht Oießen - Oÿtÿ,iaße 19 -35390 (3ießer,

Akrenzelcben (Bitte ÿ:ets aÿebeu)
S 25 A,S ÿ9,q4 IÿR

lobcenter Gießen
Nordanlage 60
35390 Gießen

Sehr geehrte Damen und Herren,

in dem Rechtsstreit

erhalten Sie anliegendeÿ Schriflÿÿtück -vorab per Fax- mit der B ilte am Kenntniÿnahme.

Die Ausfertigung des B eÿchlusses mit Zustellung erfolgt auf dem Postweg.

Mit freundlichen Grüßen

Auf Anordrtung

Lein
Verw altun gsangeslellte

Anlage
Abschrift des I3eschlÿÿses vom 28.11,2014

35390 Gießen, Ostanlage 19
Telefon 0641 3991-0 Telefax 0641 3991-50
Rÿchtsanÿragsstelie und V{)rsprachÿn: Mo-Fr: 08:30 bls 12,30 Uhr
Die Einreichung elektronischer Dokumente ist in gerichtlichen Verfahren nur unter Nutzung des Elektronischen Ge-
richts- und VerwaJtungspostfachs (EGVP) zulässiÿ www.sÿ ÿß, iessen.iu stiz.hessen.de
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Sozialgericht Gießen
Az.: S 25 AS 859114 ER

N
Beschluss

In dem Rechtsstreit
\

Antragstellerin,

gegen

Jobcenter Gießen,
Nordanlage 60, 35390 Gießen,

Antragsgegner,

hat die 25. Kammer des Sozialgerichts Gießen am 28. November 2014 durch den Vorsit-
zenden, Richter am Sozialgericht Dr. Formann, beschlossen:

1. Die aufschiebende Wirkung der Klage vom 27. Oktober
2014 gegen den Bescheid vom 27. Mai 2014 in der Fassung
des Bescheids vom 26. Juni 2014, des Bescheids vom 4.
August 2014 und des Bescheids vom 19. September 2014
in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 19. September
2014 wird angeordnet. Im Übrigen wird der Antrag abge-
lehnt.

2. Der Antragsgegner trägt ein Drittel der notwendigen au-
Bergerichtlichen Kosten der Antragstellerin.
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Gründe

Die Antragstellerin wendet sich im Rahmen des Bezugs von Leistungen zur Sicherung

des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB II) gegen

eine Aufhebungsentscheidung des Antragsgegners für den Zeitraum Juli bis September

2014.

Die Antragstellerin lebt mit ihrer 17jährigen Tochter in einer 90 m2 qm großen Wohnung,

für die eine Miete von 779 € mit Nebenkosten zu zahlen ist. Bis zum 1. Juli 2013 lebte
«

noch ein weiteres Kind der AntragsteUerin in der Wohnung.

Die behinderte Tochter der Antragstellerin besucht eine Förderschule in Gießen.

Die Antragstellerin hat Privatinsolvenz angemeldet. Sie leidet unter Bluthochdruck und

Diabetes.

Mit Bewilligungsbescheid vom 13. März 2013 bewilligte der Antragsgegner der Bedarfs-

gemeinschaft der Antragstellerin Leistungen für April bis September 2013 in Höhe von

monatlich 976,85 €.

Mit Schreiben vom 27. September 2013 informierte der Antragsgegner die Antragstellefin

darüber, dass ihre Kosten für Unterkunft und Heizung unangemessen seien.

Mit Änderungsbescheid vom 27. Mai 2014 senkte der Antragsgegner die Bedarfe der

Antragstellerin für Unterkunft und Heizung von bisher 698,76 € auf 505,54 € monatlich für

den Zeitraum Juli bis September 2014 ab.

Der Widerspruch der Antragstellerin gegen diesen Bescheid blieb nach Erteilung eines

Änderungsbescheides vom 19. September 2014 erfolglos (Widerspruchsbescheid vom

25. September 2014).

Mit Bescheid vom 10. September 20t4 bewilligte der Antragsgegner der Bedarfsgemein-

schaft der Antragstellerin Leistungen für den Zeitraum Oktober 2014 bis März 2015 unter

Berücksichtigung der abgesenkten Kosten der Unterkunft. Gegen diesen Bescheid hat
!

die Antragstellerin keinen Widerspruch eingelegt.

Die Antragstellerin wendet sich mit dem am 27. Oktober 2014 eingegangenen Antrag

gegen die Absenkung der Kosten der Unterkunft. Die Hauptsache ist unter dem Akten-

-3-
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zeichen S 25 AS 858/14 ebenfalls seit dem 27. Oktober 2014 hier anhängig.

Die Antragstelledn behauptet, sich zur Wohnungssuche bei der Wohnbau Genossen-

schaft Gießen e.G., bei der Baugenossenschaft 1894 e.G., bei der Deutschen Annington,

bei der GHW Gemeinnützige WohnungsbaugesellschaR mbH Hessen und der bvd Mittel-

hessen gemeldet zu haben. Sie habe bei der Hausverwaltung Claus R. Menges vorge-

sprochen. Online suche sie über immobilienscout24, studenten-wg.de, Express online

und immowelt.de. Außerdem schaue sie in die Tageszeitungen. Eine den Anforderungen

des Antragsgegners entsprechende Wohnung habe sie bisher nicht gefunden.

Die Antragstellerin beantragt sinngemäß,

die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs vom 4. Juni 20t4 gegen

den Bescheid vom 27. Mai 2014 in der Fassung des Bescheids vom 26.

Juni 2014, des Bescheids vom 4. August 2014 und des Bescheids vom

19. September 2014 anzuordnen und den Antragsgegner im Wege der

einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihr vorläufig für sechs Monate ab

dem I. Oktober 2014 höchstens bis zu einer endgültigen Entscheidung in

der Hauptsache Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts unter

Berücksichtigung der tatsächlichen Bedarfe für UnterkunR und Heizung zu

zahlen.

Der Antragsgegner beantragt,

den Antrag abzulehnen.

Der Antragsgegner ist der Auffassung, dass die angemessene Bruttokaltmiete für einen

Zwei-Personen-Haushalt in Gießen ab dem 1. Oktober 2014 höchstens 400,54 € und

davor höchstens 319,54 € betrage. Dazu verweist er auf sein Konzept zur Ermittlung der

Angemessenh eitsgrenzen.

Im Erörterungstermin vom 25. November 2014 hat das Gericht der Antragstellerin eine

anonymisierte Fassung des Beschlusses in der Sache S 25 AS 757/14 ER ausgehändigt.

In diesem Verfahren hat eine Beweisaufnahme stattgefunden, auf die Bezug genommen

wird.

Wegen des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichts- und die beigezogene

Verwaltungsakte des Antragsgegners verwiesen.

-4-
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I1.

Der zulässige Antrag der Antragstellerin ist hinsichtlich der beantragten aufschiebenden

Wirkung begründet, ihm übrigen aber unbegründet,

Gemäß § 86 b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGG kann das Gericht auf Antrag in den Fällen, in denen

Widerspruch oder Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung haben, die aufschie-

bende Wirkung ganz oder teilweise anordnen. Der Widerspruch der Antragstellerin gegen

die Aufhebungsentscheidung des Antragsgegners hat gemäß § 39 Nr. 1 SGB II zunächst

keine aufschiebende Wirkung. Ob die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise anzu-

ordnen ist, entscheidet das Gericht nach pflichtgemäßem Ermessen auf der Grundlage

einer Abwägung, bei der das private Interesse des Bescheidadressaten an der Aufschie-

bung der Vollziehung gegen das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung des

Verwaltungsaktes abzuwägen und dabei die Erfolgsaussichten in der Hauptsache mit zu

berücksichtigen sind.

Hier überwiegt das Interesse der Antragstellerin, da der Änderungsbescheid vom 27. Mai

2014 in der Fassung des Bescheids vom 26. Juni 20t4, des Bescheids vom 4. August

2014 und des Bescheids vom 19. September 2014 rechtswidrig ist und sie deshalb in

einer Hauptsache obsiegen würde.

Nach § 48 Abe. 1 S. 1 des Zehnten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB X) ist der

Verwaltungsakt mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben, soweit in den tatsächlichen oder

rechtlichen Verhältnissen, die beim Erlass eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung

vorgelegen haben, eine wesentliche Änderung eintritt.

Es kann dahinstehen, ob der Antragsgegner die Antragstellerin vor dem Bescheid vom

27. Mai 2014 hätte anhören müssen, oder ob eine Anhörung nach § 24 Abs. 2 SGB X

oder wegen der vorherigen Absenkungsaufforderung unnötig war, jedenfalls fehlt es an

einer Änderung der Verhältnisse, da die Antragstellerin und die mit ihr in Bedarfsgemein-

schaft lebende Tochter einen Anspruch auf die ungekürzten tatsächlichen Kosten der

Unterkunft nach § 22 Abs. 1 S. 3 SGB II haben.

Nach § 22 Abs. 1 S. t werden Bedarfe für Unterkunft und Heizung in Höhe der tatsächli-

chen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. Der Bedarf der Antrag-

stellerin ist mit 779 € ersichtlich nicht angemessen. Er überschreitet alle denkbaren

Grenzwerte für einen Zwei-Personen-Haushalt, u.a. auch den der Wohngeldtabelle plus

10 %, erheblich.

Nach § 22 Abs. 1 S. 3 SGB II sind unangemessene Kosten aber so lange als Bedarf an-
-S-
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zuerkennen, wie es der oder dem alleinstehenden Leistungsberechtigten oder der Be-

darfsgemeinschaft nicht möglich oder nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswech-

sei, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu senken, in der Regel

jedoch Iängstens für sechs Monate.

Die Antragstellerin musste ihre Kosten nicht auf das von dem Antragsgegner für ange-

messen gehaltene Niveau absenken. Das Konzept des Antragsgegners zur Ermittlung

der angemessenen Kosten für Unterkunft ist nicht schlüssig.

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts muss den Feststellungen des

Grundsicherungsträgers ein schlüssiges Konzept zu Grunde liegen, um die Nachvoll-

ziehbarkeit und Überprüfbarkeit des Ergebnisses zu ermöglichen.

Ein Konzept ist ein planmäßiges Vorgehen des Grundsicherungsträgers im Sinne der

systematischen Ermittlung und Bewertung genereller, wenngleich orts- und zeitbedingter

Tatsachen für sämtliche Anwendungsfälle im maßgeblichen Vergleichsraum. Schlüssig

ist das Konzept, wenn es mindestens die folgenden Voraussetzungen erfüllt:

Die Datenerhebung darf ausschließlich in dem genau eingegrenzten Vergleichs-

raum und muss über den gesamten Vergleichsraum erfolgen (keine Ghettobil-

dung),

es bedarf einer nachvollziehbaren Definition des Gegenstandes der Beobachtung,

(z.B. welche Art von Wohnungen - Differenzierung nach Standard der Wohnun-

gen, Brutto- und Nettomiete <Vergleichbarkeit>, Differenzierung nach Wohnungs-

größe),

Angaben über den Beobachtungszeitraum,

•  Festlegung der Art und Weise der Datenerhebung (Erkenntnisquellen, z.B. Miet-

spiegel),

°  Repräsentativität des Umfangs der eingezogenen Daten,

•  Validität der Datenerhebung,

ù  Einhaltung anerkannter mathematisch-statistischer Grundsätze der Datenauswer-

tung und

Angaben über die gezogenen Schlüsse (z.B. Spannoberwert oder Kappungs-

grenze)
-6-
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(vgl. z.B. BSG vom 22. September 2009 - B 4 AS 16/09 R - Juris-Rn. 19 = BSGE 104,

192).

Das Konzept des Antragsgegners genügt diesen Vorgaben nicht (a.A. Hessisches Lan-

dessozialgedcht vom 6. November 2013 - L 4 SO 166/13 B ER - Juris-Rn. 40 fr).

Das Konzept des Antragsgegners teilt den Landkreis Gießen in vier als Wohnungsmarkt-

typen 0/Vohnungsmarkttyp I: Allendorf (Lumda), Biebertal, Buseck, Langgöns, Lollar, Ra-
ù

benau, Reiskirchen, Staufenberg, Wohnungsmarkttyp I1: Fernwald, Heuchelheim, Lich,

Linden, Pohlheim, Wettenberg, Wohnungsmarkttyp II1: Gießen, Wohnungsmarkttyp IV:

• Grünberg, Hungen, Laubach) bezeichnete räumliche Einheiten im Wege einer Cluster-

analyse. Die Wohnungsmarkttypen bilden nach der schlüssigen Darstellung der Mietwert-

erhebung Vergleichsräume mit einem weitgehend homogenen Mietpreisniveau. Als lndi-

katoren wurden die Bevölkerungsentwicklung, die Bevölkerungsdichte, die Siedlungs-

struktur, die Neubautätigkeit in einer Kommune, das Pro-Kopf-Einkommen, der Boden-

preis und die Zentralität sowie die jeweilige Mietstufe nach dem Wohngeldgesetz berück-

sichtigt. Die Stadt Gielÿen bildet allein den Wohnungsmarkttyp III, als charakteristisch

beschrieben werden insoweit deutlich überdurchschnittliche Bodenpreise, die klar über-

durchschnittliche Bevölkerungsentwicklung, die Siedlungsstruktur mit dem höchsten An-

teil an Mehrfamilienhäusern sowie - bedingt durch einen hohen Bevölkerungsanteil an

Studenten - das unterdurchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen. Diese Einteilung begegnet

- jedenfalls für das hier relevante Gebiet der Stadt Gießen Cvÿ/ohnungsmarkttyp Ill) - kei-

nen durchgreifenden Bedenken. Das Stadtgebiet von Gielÿn bildet einen den Anforde-

rungen des Bundessozialgerichts entsprechenden Vergleichsraum (vgl. dazu BSG vom

17. Dezember 2009 - B 4 AS 27/09 R -Juris-Rn. 18.). Es handelt sich um einen ausrei-

chend großen Raum der Wohnbebauung, der auf Grund seiner räumlichen Nähe, seiner

lnfrastruktur und insbesondere seiner verkehrstechnischen Verbundenheit einen insge-

samt betrachtet homogenen Lebens- und Wohnbereich bildet (so auch Hessisches Lan-

dessozialgericht vom 6. November 2013 - L 4 SO 166/i3 B ER - Juris-Rn. 40 fr).

Die Datengrundlage bilden die Bestandsmieten. Dabei wurden, wie vom Bundessozialge-

richt gefordert (BSG vom 10. September 2013 - B 4 AS 77/12 R - Juris-Rn. 21 = SozR 4-

4200 § 22 Nr. 70 m.w.N.), sogenannte Substandardwohnungen (ohne Bad oder Sam-

melheizung), aber auch Wohnungen des Luxussegments, unberücksichtigt gelassen.

Dass Wohnungen unter 35 m2 oder in Wohn- Und Pflegeheimen, gewerblich oder teilge-

werblich genutzte Wohnungen, mietpreisreduzierte Werkswohnungen und Wohnungen

mit sog. Freundschaftsmieten ebenfalls nicht einbez.ogen wurden, begegnet keinen

durchgreifenden Bedenken. Zwar mag die Untergrenze von 35 m2 dazu führen, dass

-7-
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Wohnungen mit einem hohen Preis pro Quadratmeter nicht in die Berechnung einfließen,

doch ist es nachvollziehbar, dass eine Untergrenze angesetzt werden muss, damit keine

Wohnungen berücksichtigt werden, die wegen der zu geringen Größe nicht mehr zumut-

bar sind. Die Festlegung einer bestimmten Grenze ist dabei zwangsläufig beliebig. Ver-

stärkt wird der Eindruck der Beliebigkeit dadurch, dass in anderen - insbesondere ost-

deutschen Städten - mit einem hohen Anteil sehr kleiner Wohnungen üblicherweise eine

Untergrenze von nur 30 m= angesetzt wird. Allerdings darf aber nicht übersehen werden,

dass für die Frage der Zumutbarkeit einer bestimmten Wohnungsgröße das regional Üb-

liche und damit die Vorgaben des regionalen Wohnungsmarktes durchaus eine Rolle

spielen können.

Die Erhebung der Daten durch Befragung von Großvermietern und -verwaltern und zu-

fällig ermittelten Kleinvermietern und die Aufnahme der Daten des Antragsgegners sind

ebenfalls nicht zu bestanden.

Die Berechnung der Angemessenheitsgrenzen ist aber fehlerbehaftet. Dabei gilt das we-

der für den Umfang der herangezogenen Daten noch für das Konzept der Berechnung

selbst. Der Gesamtumfang der erhobenen Wohnungsmieten umfasste 14.806 Mieten,

wovon 14.123 Mieten - nach Abzug unvollständig ausgefüllter Fragebögen, Filterfragen

bzw. unplausibler Werte - als tabellenrelevant erkannt wurden. Die Angaben wurden den

Wohnungsgrölÿn, wie sie bei der Förderung im sozialen Wohnungsbau relevant sind,

zugeordnet, Extremwerte wurden auf der Basis eines 95 % Konfidenzintervalls entfernt

und die Angaben über die verbleibenden 13.374 Wohnungen ausgewertet. Bei einem

Gesamtwohnungsstand (nicht nur Mietwohnungen) von 123.317 Wohnungen im Land-

kreis hat das Gericht an der Repräsentativität des Datenumfangs keine Zweifel. Auch die

Berechnungsmethode selbst ist frei von Fehlern. Das Konzept ermittelt die Angemessen-

heitsgrenzen nicht am Standard der Wohnungen, sondern daran, wie viele Wohnungen

benötigt werden, um den Bedarf bei Leistungsempf'ängern und NieddglohnempFängern

decken zu können. Dabei wurde anhand der Bestandsmieten geprüft, welches Perzentil

erforderlich ist, um bei den Neuvertragsmieten (Abschluss in den letzten neun Monaten

nach dem Stichtag 1. Februar 20t2 bei den Groß- und Kleinvermietern) ein Perzentil zwi-

schen 10 und 20 zu erreichen. Für das Gebiet der Stadt Gießen ergab sich daraus ein

Perzentil von 65 für Ein-Personen-Haushalte und von 50 für Mehr-Personen-Haushalte.

Den Zielwert von einem Perzentil von 10 bis 20 bei den Neuvertragsmieten vermag das

Gericht allerdings nicht nachzuvollziehen. Es handelt sich um einen definierten Wert oh-

ne empirische Grundlage. Es ist nicht ersichtlich, warum bei den Neuvertragsmieten ge-

rade dieser Anteil ausreichen soll. Warum sollte der Anteil der Niedriglohn- und Leis-

tungsempfänger bei den Bestandsmieten ein Perzentil von 50 und bei den Neuvertrags-
-8-
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mieten nur von 10 bis 20 erfordern? Es sind keine Anhaltspunkte dafür ersichtlich, dass

Niedriglohn- und Leistungsempfänger weniger häufiger umziehen. Allerdings sind an dem

Ergebnis trotzdem keine Zweifel angebracht, da es mit einem Perzentil von 50 die HälfLe

aller Wohnungen mit Bestandsmieten für Leistungsempfänger zur Verfügung stellt. Das

Bundessozialgericht hält hingegen sogar einen pauschalen Anteil von 20 % für möglich

(BSG vom 10. September 2013 - B 4 AS 77/12 R - Juris-Rn. 37 = SozR 4-4200 § 22 Nr.

70). Ob der Anteil bei den Neuvertragsmieten ausreichend ist, ist im Übrigen eine Frage

der konkreten Angemessenheit.

Dass die sogenannten Angebotsmieten nicht in die Berechnung eingeflossen sind, be-

gegnet ebenfalls keinen Bedenken. Das Konzept stellt nachvollziehbar dar, dass die An-

gebotsmieten lediglich ca. 60 % des tatsächlichen Angebotsvolumens ausmachten, weil

ca. 40 % des Angebots direkt vermarktet würden. Dabei handele es sich jedoch nicht nur

um Mieten, die unter der Hand bzw. unter Freunden angeboten würden. Es handele sich

auch um Wohnungen von Wohnungsunternehmen mit Interessentenlisten. Darüber hin-

aus würden von den Wohnungsunternehmen häufig nur ausgesuchte Wohnungen öffent-

lich angeboten, was statistisch in aller Regel zu einer Obergewichtung der teureren Woh,

nungen führe. Darüber hinaus zeige der Vergleich von Angebots- und Vertragsmieten,

dass die durchschnittlichen Neuvertragsmieten in der Regel deutlich unterhalb der durch-

schnittlichen Angebotsmieten Iägen, so dass tatsächlich ein wesentlich größeres Woh-

nungsangebot unterhalb der Richtwerte zur Verfügung stehe, als dies in den ermittelten

Angebotsmieten zum Ausdruck komme (ebenso Hessisches Landessozialgericht vom

6. November 2013 - L 4 SO 166/13 B ER - Juris-Rn. 45).

Die Zusammensetzung des Datenbestandes ist aber fehlerhafL Während die Bestands-

mieten, die aus der Befragung der Groß- und Kleinvermieter ermittelt wurden, nach dem

Zufallsprinzip die gesamte Bandbreite des Wohnungsstandards von einfachem bis geho-

benem Standard abbilden sollten, ist dies bei den Daten aus dem Bestand des Antrags-

gegners nicht der Fall. Auch wenn selbstverständlich nicht alle Leistungsempfänger nach

dem SGB I1 die bisherigen Angemessenheitsgrenzen des Antragsgegners eingehalten

haben, weil sie entweder die tatsächlichen unangemessenen Kosten erhalten oder aus

dem Regelsatz die Differenz zugezahlt haben, ist es doch sehr wahrscheinlich, dass die

Verteilung sich hier im Gegensatz. zu den beiden anderen Datenbeständen zugunsten

des einfachen Standards verschiebt. Angesichts eines Anteils von ca. 4.000 Mieten ist zu

erwarten, dass diese Verschiebung ausreichende Auswirkungen auf die Höhe der Brutto-

kaltmiete zum Perzentil 50 hat, um die Angemessenheitsgrenzen wesentlich zu erhöhen.

Nach Aussage des Zeugen Koopmann vom Ersteller des Konzepts im Verfahren S 25 AS

757/14 ER wäre eine Neuberechnung ohne Berücksichtigung der Daten des Antragsgeg-
-9-
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ners innerhalb von zwei bis drei Monaten möglich. Damit wären die Angemessenheits-

grenzen schlüssig ermittelt. Die Einholung eines solchen Gutachtens kam in dem vorlie-

genden Eilverfahren aber nicht in Betracht.

Die vorgelegten fünf Wohnungsangebote in einem Zeitraum von zehn Monaten für den

Bereich der Stadt Gießen reduzieren sich bei genauerer Betrachtung auf nur zwei der

Antragstellerin zumutbare Angebote. Die Angebote in Grünberg und Hungen-Villingen

kommen offensichtlich für die Tochter der Antragstellerin wegen ihrer Behinderung nicht

in Betracht. Sie müsste dann die Schule wechseln. Dasselbe dürfte für das Angebot in

Reiskirchen gelten. Die geringe Anzahl von Angeboten bei einem relativ großen Ver-

gleichsraum wie der Stadt Gießen und einem langen Suchzeitraum von zehn Monaten

verdeutlichen, dass die Ermittlung der angemessenen Kosten mit dem vorliegenden Kon-

zept nicht gelungen ist, zumal dem Gericht eine Vielzahl solcher Verfahren mit ähnlich

wenigen Angeboten bekannt ist.

Die Antragstellerin ist auch nicht gehalten gewesen, ihre Kosten bis zu einer anderen

Angemessenheitsgrenze (z.B. der Wohngeldtabelle plus 10 %) abzusenken. Nachdem

das Konzept des Antragsgegners als nicht schlüssig eingestuft wird, wäre es grundsätz-

lich Aufgabe des Gerichts, die tatsäclÿlichen Angemessenheitsgrenzen zu ermitteln. Dies

kann in diesem Verfahren des einstweiligen Rechtschutzes aber nicht erfolgen. Für diese

Sondersituation, dass die tatsächlichen Grenzen nicht feststehen und kurzfristig auch

nicht feststellbar sind, ist der Antragstellerin eine Reduzierung generell nicht möglich, da

sie nicht weiß, welche Obergrenze sie einzuhalten hat. Dabei ist dem Gericht bewusst,

dass Wohnungsangebote mit geringeren Kosten als die der Wohnung der Antragstellerin

auf dem Wohnungsmarkt vorhanden sind. Der Antragstellerin ist es aber nicht zuzumu-

ten, jede günstigere Wohnung zu nehmen, da sie dann nicht sicher sein kann, ob sie

nach einigen Monaten, nach Errnittlung der angemessenen Kosten, wieder umziehen

muss. Zudem ist ihr ein Umzug in eine günstigere Wohnung auch nicht möglich, da sie

nur dann einen Anspruch auf die Übernahme der Umzugskosten und der Kaution nach §

22 Abs. 6 S. 2 SGB 11 hat, wenn der Umzug notwendig ist. Dieser Anspruch setzt aber

voraus, dass die neue Wohnung angemessen ist. Diese Frage Iässt sich allerdings im

Moment - wenn auch mit hoher Sicherheit nur vorübergehend - nicht beantworten. An-

gesichts der körperlichen Konstitution der Antragstellerin kann .sie einen Umzug nicht

ohne Hilfe durchführen und für die Bezahlung von Hilfskräften oder gar eines Unterneh-

mens fehlen ihr die finanziellen Mittel.

Soweit die Antragstellerin auch aktuell die tatsächlichen Kosten für Unterkunft und Hei-

zung begehrt, fehlt es an einem Anordnungsanspruch. Zwar hat die Antragstellerin

-10-
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grundsätzlich auch für diesen Zeitraum einen Anspruch auf die Übernahme der tatsächli-

chen Kosten der Unterkunft, diesem Anspruch steht aber die Bestandskraft des Bewilli-

gungsbescheids vom 10. September 2014 für den Bewilligungszeitraum Oktober 2014

bis März 2015 entgegen. Gegen diesen Bescheid ist kein Widerspruch eingelegt worden.

Der mögliche Überprüfungsantrag fehlt bisher ebenfalls.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG). Die Be-

schwerde ist für den Antragsgegner nicht zulässig, da er in einer Hauptsache nicht mit

mehr als 750 €'beschwert wäre, §§ 143, 144, 172 SGG. Für die Antragstellerin ist die

Beschwerde zulässig.

Rechtsmittelbelehrung

: :L

Gegen diesen Beschluss ist die Beschwerde an das Hessische Landessozialgericht
statthaft. Sie ist binnen eines Monats nach Bekanntgabe dieser Entscheidung beim Sozi-
algericht Gießen, Ostanlage 19, 35390 Gießen, (FAX-Nr. (06 41) 39 91 - 50) schriftlich, in
elektronischer Form oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin/des Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle einzulegen. Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde
innerhalb der Frist beim Hessischen Landessozialgeficht, Steubenplatz 14, 64293 Darm-
stadt (FAX-Nr. (0 61 51) 80 43 50) schriftlich, in elektronischer Form oder zur Nieder-
schrift der Urkundsbeamtinides Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wird. Die
elektronische Form wird durch eine qualifizierte signierte Datei gewahrt, die nach den
Maßgaben der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei hessischen Ge-
richten und Staatsanwaltschaften vom 26. Oktober 2007 (GVBI 1 2007, 699) in der jeweils
geltenden Fassung (GVBI II 20-31) in den elektronischen Gerichtsbriefkasten zu übermit-
teln ist. Die hierfür erforderliche Software kann über das lntemetportal des Elektronischen
Gerichts- und Verwaltungsposffachs (www.egvp.de) unter "Downloads" lizenzfrei herun-
tergeladen werden. Dort können auch weitere Informationen zum "Verfahren abgerufen
werden.

gez. Dr. Formann
Richter am SG


